
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Frage: Das Tempo der schrittweisen Dekarbonisierung der Wärmeversorgung im Ge-

bäudebestand - weg von fossilen Brennstoffen und hin zu erneuerbaren Energien – muss 

deutlich beschleunigt werden. Deshalb respektiert und begrüßt der Verbraucherschutzver-

band Wohnen im Eigentum e.V. (WiE) das Bestreben des BMWK und des BMWSB, den Um-

bau der Wärmeversorgung mit Umstellungsfristen, technischen aber technologieneutralen 

Vorgaben zu beschleunigen und dies mit staatlichen Hilfsprogrammen abzufedern.   

Die Vorgaben bleiben aber gerade für Wohnungseigentümergemeinschaften (WEGs) hinter 

den Möglichkeiten für eine effektive Umsetzung der Energiewende deutlich zurück. Die Ein-

führung einer wohnungseigentumsspezifischen Schritt-für-Schritt-Regelung für WEGs, mit der 

die Eigentümer*innen Orientierung erhalten, wie sie die Wärmewende in ihren WEGs umset-

zen können,– wurde im Gesetzesentwurf stark „verwässert“ und nicht konsequent bis zur 

Umstellung fortentwickelt. Das Erfordernis zur Rücklagenbildung wird nicht beachtet, eben-

sowenig die damit verbundene zeitnahe Erstellung eines Umstellungs- und Finanzierungs-
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plans. Damit wird die Chance vertan, den 65 EE%-Umbauprozess in WEGs mit konkreten Ver-

antwortungszuweisungen und wegweisenden Handlungsanweisungen zu steuern. Die im Re-

ferentenentwurf enthaltenen Vorgaben haben eine noch zu geringe Steuerungswirkung.   

Weiterer wichtiger fehlender Punkt: an Klimaschutz interessierte und engagierte Wohnungs-

eigentümer*innen benötigen Anspruchsgrundlagen zur Durchsetzung bzw. Umsetzung der 

65% EE-Anforderungen und müssen Gestaltungsmöglichkeiten erhalten, um als Vorreiter 

oder Wegbereiter in ihren WEGs zu agieren. Diese Rechte, die gegenüber der Verwaltung 

oder Miteigentümer*innen sowie bei selbstverwaltenden WEGs auch gegenüber Dritten gel-

tend gemacht werden können, fehlen im aktuellen Entwurf. Sie sind aber notwendig, um Dy-

namik in die Umbauprozesse in WEGs zu bringen. Deshalb ist es zweifelhaft, ob mit dem ak-

tuellen Referentenentwurf das Ziel der Energie- und Klimawende in WEGs wirklich erreicht 

werden kann.  

Unklar bleibt auch, wie neu eingeführte Härtefallregelungen für über 80-Jährige und Trans-

ferleistungsbeziehende im Wohnungseigentum angewendet bzw. umgesetzt werden sollen.  

 

WiE fordert das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und das Bundes-

ministerium für Wohnen, Städtebau und Bauwesen (BMWSB) insbesondere auf,  

 

• eine Frist von 3 Jahren für die Entwicklung eines Umstellungsplans nebst Kosten- und 

Finanzierungsplan und dessen Integration in einen verbindlichen mittel- und langfristi-

gen Erhaltungs- und Sanierungsplan einzuführen. Die Frist sollte ab 2025 beginnen.  

• die Verwaltungen (Verwaltenden) – wie im Vorentwurf enthalten – wieder als direkt 

Verpflichtete einzuführen. Denn die Verwaltung hat die Aufgabe, die Wärmewende in 

den WEGs umzusetzen. Die Steuerungsmöglichkeiten der einzelnen Wohnungseigen-

tümer*innen sind zu gering, die Gestaltungsmöglichkeiten und -prozesse in den WEGs 

systembedingt langwierig und leicht ausbremsbar.  

• eine Sonderermächtigung für die Übernahme von Maßnahmen durch den oder die 

Beiratsvorsitzenden oder durch Beschluss ermächtigte Wohnungseigentümer*innen 

wieder zu ermöglichen (dies war ebenfalls im Vorentwurf enthalten, wurde aber ge-

strichen). 

• Gebäude- und Wohnungseigentümer*innen bei Anschlüssen an Wärmenetze zu 

schützen. Das Scheitern der Planung der Wärmenetzbetreiber darf nicht auf dem Rü-

cken der Eigentümer*innen ausgetragen werden. Mindestens muss die Frist zur Suche 

einer Alternative auf 3 Jahre verlängert werden – und auf 5 Jahre für WEGs. 

• die Benachteiligung über 80jähriger Wohnungseigentümer*innen gegenüber sonsti-

gen Gebäudeeigentümer*innen zu beseitigen. Das Alter entfaltet in diesem Geset-

zesentwurf allenfalls für Einfamilienhauseigentümer*innen nicht aber für Wohnungs-

eigentümer*innen eine soziale Schutzwirkung und das widerspricht dem Gleichbe-

handlungsgrundsatz nach Artikel 3 Grundgesetz.  

• Differenzierte Ausnahmeregelungen bei der Umsetzungsfrist (z.B. nach Einkommens- 

und Vermögensverhältnissen und entstehenden Kosten) zu entwickeln. 
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• Wohnungseigentümergemeinschaften zu ermöglichen, eine Kombination aus dezent-

ralen Heizungen und Zentralheizung zu beschließen. 

• Befreiungstatbestände für einkommensschwache Wohnungseigentümer*innen zu 

entwickeln bzw. klarzustellen, dass auch sie staatliche Unterstützung für die Hei-

zungsumstellung erhalten.  

Ergänzt werden sollte das GEG-Änderungsgesetz um Beratungsangebote speziell für Woh-

nungseigentümer*innen und WEGs, um Zuschüsse und spezielle Förderprogramme für Woh-

nungseigentümer*innen und WEGs, denn „es fehlt den Eigentümer*innen an allem“ wie die 

Blitzumfrage von WiE „Wie gut finden Sie die Beratungsangebote 

und Förderprogramme zur Energiewende?“.  

 
Weitere Forderungen von WiE folgen in den Erörterungen zu den einzelnen Vorschriften. 

 
Zu den einzelnen Vorschriften 
Im Folgenden beschränkt Wohnen im Eigentum seine Stellungnahme auf diejenigen Punkte 

und Themen, die für Wohnungseigentümer*innen relevant sind: 

 

I. Zu § 71 Anforderungen an Heizungsanlagen 

Es wird grundsätzlich die Technologieoffenheit des Abs. 2 begrüßt. 

 

II. Zu § 71 b – Anforderungen bei Anschluss an Wärmenetze, § 71j Übergangsfristen 

Es wird begrüßt, dass eine Bestätigung des Wärmenetzbetreibers zur Erfüllung der Anforde-

rungen, mindestens 65% der Wärme mit erneuerbaren Energien zu erzeugen, ausreichen soll 

(§ 71 b Abs. 3). Das entspricht unserer Forderung, dass Gebäudeeigentümer*innen nicht das 

Risiko unerwarteter Zusatzkosten aufgebürdet werden darf, wenn sich zu einem späteren 

Zeitpunkt herausstellt, dass der Wärmenetzbetreiber die 65% EE- Anforderung nicht erfüllt 

und sie nun schnell alternative Heizungslösungen entwickeln müssen.  

 

Es wird zwar grundsätzlich positiv bewertet, dass die Regelungen zur Übergangfrist bei An-

schlüssen an ein Wärmenetz im Vergleich zum vorausgehenden Entwurf klarer gefasst sind. 

Gemäß § 71j Abs. 1 müssen 3 Voraussetzungen erfüllt sein, wenn Gebäudeeigentümer*in-

nen nach dem 01.01.2024 eine nicht der 65% EE-Anforderung entsprechende neue Heizung 

einbauen wollen: 

- Nachweis eines Vertrags über die Lieferung von 65% EE spätestens nach Ablauf des 

31.12.2034. 

- Der Wärmenetzbetreiber hat einen Investitionsplan für die Erschließung des Gebietes 

mit einem Wärmenetz vorgelegt. 

- Der Wärmenetzbetreiber garantiert den Gebäudeeigentümer*innen, dass das Wär-

menetz innerhalb von 10 Jahren, spätestens nach Ablauf des 31.12.2034 in Betrieb 

genommen wird. 

https://www.wohnen-im-eigentum.de/artikel/wohnungseigentuemerinnen-fehlt-wissen-und-werkzeug-fuer-die-energiewende
https://www.wohnen-im-eigentum.de/artikel/wohnungseigentuemerinnen-fehlt-wissen-und-werkzeug-fuer-die-energiewende
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Für Gebäudeeigentümer*innen unzumutbar sind aber die Regelungen in den Abs. 2 bis 4. 

Die „klare Ansage“, das den Gebäudeeigentümer*innen die Bestätigung des Wärmenetzbe-

treibers ausreichend darf, wird in § 71j Abs. 2 auf Kosten der Gebäudeeigentümer*innen 

„verwässert“.  

 

Denn gemäß Abs. 3 ist sind Gebäudeeigentümer*innen verpflichtet, selbst dafür zu sorgen, 

dass sie die „65% EE“ Anforderungen auf eine andere Art und Weise einhalten. Dafür steht 

ihnen dann nur eine Frist von einem Jahr ab dem Zeitpunkt zur Verfügung, wenn durch be-

standskräftigen Bescheid festgestellt wird, 

- dass das Wärmenetz nicht weiterverfolgt wird oder 

- dass sich die Umsetzung des Wärmenetzes mehr als 2 Jahre in Verzug befindet,  

Die Gebäudeeigentümer*innen müssen sich also trotz der gegebenen Garantie ggf. binnen 

eines Jahres eine andere Lösung finden. Das setzt die Gebäudeeigentümer in erheblichen 

Zugzwang. 

 

Die im Vergleich zum Referentenentwurf rechtlich präzisere Formulierung, dass die Frist mit 

bestandskräftigem Bescheid beginnt, hilft den Gebäudeeigentümer*innen nicht weiter. Ad-

ressat des Bescheids werden nicht die Gebäudeeigentümer*innen sein, sondern der Wärme-

netzbetreiber. Es ist also keinesfalls sicher, ob bzw. wann die Gebäudeeigentümer*innen 

Kenntnis von dem Bescheid erhalten und erst recht nicht, ob bzw. wann der Bescheid be-

standskräftig wird. Das würde nämlich voraussetzen, dass der Wärmenetzbetreiber die Ge-

bäudeeigentümer*innen über den Bescheid und ggf. dagegen eingelegte Rechtsmittel infor-

miert und auf dem aktuellen Stand hält. Sofern, was sich aber weder aus dem Gesetzestext 

noch aus der Begründung ergibt, die Gebäudeeigentümer*innen die Adressaten des Beschei-

des sein sollen, erscheint das aber ebenfalls nicht zielführend, da damit völlig unterschiedli-

che Fristen für jede*n Gebäudeeigentümer*in zu laufen beginnen würden, die darüber hin-

aus davon abhingen, ob Rechtsmittel eingelegt wird und wie lange sich das jeweilige Verfah-

ren hinzieht.  

 

Soweit ihnen Abs. 4 einen gesetzlichen Anspruch auf Erstattung der Mehrkosten für eine an-

dere „65% EE Lösung“ gewährt, hilft das nur weiter, wenn der Wärmenetzbetreiber zu die-

sem Zeitpunkt noch zahlungsfähig ist. Darüber hinaus dürfte absehbar sein, dass die Höhe 

des Schadens (die Bezifferung der Mehrkosten) zwischen Gebäudeeigentümer*innen und 

Wärmenetzbetreiber zu rechtlichen Auseinandersetzungen führen wird, die sich vor Gerich-

ten ggf. Jahre hinziehen. Dieses Risiko durch die Ergänzung, dass der Anspruch ausgeschlos-

sen, wenn der Wärmenetzbetreiber die Entstehung nicht zu vertreten hat, noch verschärft 

worden. Zudem besteht hier offenbar noch eine Unklarheit in der rechtlichen Beurteilung. 

Im Gesetzestext steht „nicht zu vertreten hat“, die Gesetzesbegründung (S. 141) spricht hin-

gegen vom Nachweis fehlenden Verschuldens. Vertretenmüssen und Verschulden sind un-

terschiedliche Rechtsbegriffe. Da der Wärmenetzbetreiber den Gebäudeeigentümer*innen 

den Anschluss garantiert hat, muss er aber zumindest verschuldensunabhängig haften. 
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Da die Gebäudeeigentümer*innen binnen eines Jahres nicht nur ihre bisherige Planung 

„über den Haufen werfen“ müssen, sondern auch kurzfristig eine neue Alternative umsetzen 

und unerwartet bezahlen müssen, wird hier ein Versagen des Wärmenetzbetreibers auf die 

Eigentümer*innen abgewälzt und kann diese in erhebliche finanzielle Schwierigkeiten trei-

ben. 

 

Für eine Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG)1, die sich für den Anschluss an ein Wär-

menetz entschieden hat, ist die Umsetzung binnen eines Jahres unmöglich. 

 

Forderungen von WiE: 

• Die Bestätigung des Wärmenetzbetreibers muss bis zum 31.12.2044 zur Erfüllung der 

65%-EE-Anforderungen ausreichen. 

• Zumindest muss den Eigentümer*innen, die auf den Anschluss an ein Wärmenetz 

vertraut haben, eine Frist von mehr als nur 1 Jahr zugestanden werden. 

• Für Wohnungseigentümergemeinschaften muss die Frist mindestens 5 Jahre betra-

gen. 

 

III. Zu § 71i – Übergangsfristen bei Heizungshavarien 

Gemäß § 71i Abs. 1 beträgt im Fall einer Heizungshavarie (irreparabler Schaden) die Frist 

zum Einbau einer die 65%-EE Anforderungen erfüllenden Heizung 3 Jahre. Die Eigentü-

mer*innen dürfen also nach der Havarie zunächst 3 Jahre lang eine Öl- oder Gas-Heizung be-

treiben, die diese Anforderungen nicht erfüllt. WiE versteht, dass Maßnahmen zur Energie- 

und Klimawende eilbedürftig sind und deshalb die Übergangsfristen nicht zu lang sein dür-

fen. Eine pauschale Frist von 3 Jahren erscheint aber zu undifferenziert. Trotz der überra-

genden Bedeutung des Ziels, die Energie- und Klimawende zu erreichen, muss eine differen-

zierte Betrachtungsweise gewählt werden und es müssen Ausnahmeregeln vorhanden sein 

für diejenigen Gebäude, in denen die Anforderungen von 65% EE nicht wirtschaftlich um-

setzbar sind.  

 

Es erscheint zudem zweifelhaft, dass sich ein Markt für gebrauchte Heizungen etablieren 

wird. Der Einbau einer gebrauchten Heizung ist ein Werklieferungsvertrag mit einer Gewähr-

leistungsfrist von 5 Jahren. Es ist nicht bekannt, ob Handwerker bereit sind, die Gewährleis-

tung für eine gebrauchte Heizung zu übernehmen, unterstellt, dass überhaupt eine entspre-

chende Zahl gebrauchter Heizung am Markt verfügbar sein wird. Neue Heizungen für nur 3 

Jahre zu installieren wird ohnehin oft unwirtschaftlich sein.  

 

 
1 In der neueren Literatur und Rechtsprechung seit Inkrafttreten der WEG-Reform zum 01.12.20220 wird die 
Abkürzung GdWE gewählt für Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Da im allgemeinen Sprachgebrauch 
immer von Wohnungseigentümergemeinschaften und – abgekürzt – WEGs die Rede ist, bleibt WiE hier bei der 
Abkürzung WEG.  
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Die Befreiung von der Pflicht zum Heizungsaustausch für Eigentümer*innen über 80 Jahre 

ist willkürlich, nicht durchdacht, nicht „zu Ende gedacht“. Nach der Begründung des Ent-

wurfs (S. 139) besteht der Zweck der Ausnahme darin, die Eigentümer*innen vor einer Inves-

tition zu schützen, die sich in ihrer Lebensspanne nicht amortisieren wird. Diese Begründung 

ist nicht überzeugend. Sie sagt im Grunde: „Wer die Auswirkungen des Klimawandels nicht 

mehr lange erlebt, muss sich auch nicht mehr um seine Verhinderung kümmern, wenn das 

ihn oder sie mehr kostet als es einbringt.“  Dies ist nicht im Einklang mit der Rechtsauffas-

sung des Bundesverfassungsgerichts2.  

 

Als Begründung für diese Ausnahmeregelung wären vorrangig die finanzielle Leistungsfähig-

keit, der Zustand des Gebäudes und die psychische Belastung des oder der über 80jährigen, 

einen solchen Umbau zu planen und zu organisieren, heranzuziehen.  Alle drei Begründun-

gen haben keinen Bezug zum Alter von Gebäudeeigentümer*innen. Darüber hinaus besteht 

eine Ungleichbehandlung zwischen Ein- und Zweifamilienhäusern oder Erbengemeinschaf-

ten kleinerer Mehrfamilienhäuser gegenüber Wohnungseigentümer*innen. Die Ausnah-

meregelung soll nur dann in Betracht kommen, wenn  

• alle Eigentümer*innen über 80 Jahre alt sind, 

• die Wohnung selbst genutzt ist und 

• sich in dem Gebäude nicht mehr als 6 Wohnungen befinden. 

Diese Ausnahmetatbestände werden vermutlich in keiner einzigen WEG in Summe erfüllt 

sein. Damit liegt ein eklatanter Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, Art. 3 GG 

vor. Soweit bei Havarien von Etagenheizungen eine Parallelregel für Wohnungseigentü-

mer*innen getroffen wird, reicht diese nicht aus (vgl. dazu unten § 71 l Abs. 2).  

Sofern aber nur einzelne Wohnungseigentümer*innen in einer WEG über 80 Jahre alt sind, 

besteht eine Ungleichbehandlung gegenüber den jüngeren Wohnungseigentümer*innen. 

Auch das nachfolgende Problem wäre zu lösen:  

Sollen die über 80jährigen nicht an den Kosten für die Heizungsumstellung beteiligt werden? 

Sollen sie von den Kostenverteilungsregeln? Sollen die jüngeren Miteigentümer*innen - Fa-

milien wie einzelne Eigentümer*innen, die vielleicht auch über geringere Einkommen verfü-

gen als manche 80Jährigen - die Kostenanteile der Älteren mittragen müssen? Sofern die 

Kosten nicht aus der Erhaltungsrücklage finanziert werden können, sondern nur durch eine 

Sonderumlage, kann dessen Erhebung einkommensschwache Eigentümer*innen in erhebli-

che finanzielle Schwierigkeiten bringen. Das gilt besonders für kleine WEGs, wo die anteili-

gen Kosten für einzelne Eigentümer*innen besonders hoch sind. 

Denkbar ist, dass eine Befreiung (§ 102) oder eine Verlängerung der Frist für die WEG davon 

abhängig gemacht wird, ob ein bestimmter Anteil der Wohnungseigentümer*innen Sozial-

leistungen bezieht, obwohl auch das keine optimale Lösung ist. 

 
2 BVerfGG 1 BvR 2656/18: Art. 20a Grundgesetz verpflichtet den Staat zum Klimaschutz und soll den politischen 
Prozess zugunsten ökologischer Belange binden. Das Grundgesetz verpflichtet zur verhältnismäßigen Vertei-
lung von Freiheitschance künftiger Generationen. Deshalb können die Angehörigen der derzeitigen Generatio-
nen nicht allein aufgrund des individuellen Alters ausgenommen werden. 
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Die Empfehlungen der Ausschüsse des Bundesrats zu Änderungsvorschlägen am Geset-

zesentwurf, wonach die Regelung für über 80-Jährige auf Menschen im gesetzlichen Renten-

eintrittsalter ausgedehnt werden soll, löst diese Problematik nicht. Im Gegenteil: Sie vergrö-

ßert zugleich den Kreis der Wohnungseigentümer*innen, die bei einer Zentralisierung der 

Heizungsanlage ungleich behandelt werden gegenüber Hauseigentümer*innen im gesetzli-

chen Rentenalter.  

 

Forderungen von WiE: 

• Die pauschale Frist von 3 Jahren ist zu undifferenziert. Es muss eine Härtefallregelung 

mit längerer Umsetzungsfrist geben, wenn die Erfüllung der 65%-EE Anforderungen 

technisch schwierig umsetzbar oder unwirtschaftlich sind. 

• Die Ausnahmeregelung für über 80jährige Eigentümer*innen ist durch eine differen-

ziertere Regelung zu ersetzen, die Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Ei-

gentümer und die Kosten des Heizungsaustauschs berücksichtigt. 

• Bei einer Ausnahmeregelung dürfen die Wohnungseigentümer*innen gegenüber 

Hauseigentümer*innen nicht ausgeschlossen oder benachteiligt werden. Deshalb ist 

die Ausnahmeregelung für über 80jährige zu streichen oder es sind verlängerte Fris-

ten oder Befreiungen für WEGs mit einem bestimmten Anteil an über 80jährigen ein-

zuführen.   

 

IV. Zu § 71l – Übergangsfristen bei Etagenheizungen   

Drei Alternativen stehen jetzt zur Heizungsumstellung zur Verfügung 

Fällt die erste Etagenheizung irreparabel aus, müssen die Gebäudeeigentümer*innen eine 

Entscheidung treffen, ob innerhalb der nächsten 3 Jahre weiter dezentral geheizt wird (und 

wie sodann jede Etagenheizung die Anforderung erfüllt) oder eine Zentralheizung installiert 

wird (bzw. der Anschluss an eine Wärmenetz erfolgt). Wird keine Entscheidung innerhalb 

von 3 Jahren getroffen, wird die Wahl den Gebäudeeigentümer*innen aus der Hand genom-

men – zulässig ist dann nur noch eine zentrale Lösung, die innerhalb von 10 Jahren umge-

setzt werden muss. 

 

Teilweise Zentralisierung der Heizungsanlage neu eingeführt – eine zweckdienliche Alter-

native 

Das Regelungssystem begünstigt weiterhin – das wird auch durch die Begründung (S. 133) 

hervorgehoben – den Anschluss an eine Zentralheizung bzw. ein Wärmenetz. Neu ist gegen-

über dem Vorentwurf, dass auch die Möglichkeit einer teilweisen Zentralisierung ermöglicht 

wird, also von der „alle oder keiner“-Vorstellung abgerückt wird. Dies wird von WiE aus-

drücklich befürwortet. Denn es sind Konstellationen in WEGs denkbar, in denen nicht alle 

Wohnungen bzw. selbständigen Nutzungseinheiten leicht an eine Zentralheizung ange-

schlossen werden können, in denen es zum Beispiel wirtschaftlicher ist, einzelne Wohnun-

gen unter Einhaltung der 65%-EE-Anforderungen dezentral zu beheizen und den übrigen Teil 

an eine Zentralheizung anzuschließen. 
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Fristverlängerung auf 10 Jahre vom Umstellungs- und Finanzierungsplan abhängig machen 

Die Verlängerung der Frist für die Zentralisierung der Heizungsanlage von 3 auf nunmehr 10 

Jahre im neuen Referentenentwurf erscheint zu ausgedehnt. Im Interesse des Klimaschutzes 

dürften 7 Jahre angemessen sein. Auch bei WEGs dürften 7 Jahre ausreichen. Eine Frist von 

10 Jahren sollte bei WEGs nur gewährt werden, wenn die WEG bereits vorher einen Umstel-

lungsplan mit Finanzierungsplan beschlossen hat, der keine frühere Umstellung ermöglicht. 

Ansonsten wird diese Aufgabe zu leicht auf die lange Bank geschoben. Die verlängerte Frist 

scheint in erster Linie ein Zugeständnis an die Verwaltungen zu sein als ein Zeitraum für die 

Wohnungseigentümer*innen zur Ansparung der auf sie zukommenden Heizungsumstel-

lungskosten. Bisher fehlen diese im Referentenentwurf. 

 

Wohnungseigentümer*innen bei Etagenheizungen nicht ausreichend berücksichtigt  

Gemäß Abs. 2 müssen über 80jährige Wohnungseigentümer*innen bei einer Havarie ihrer 

Etagenheizung die „65% EE“ Anforderungen beim Einbau einer neuen Heizung nicht erfüllen. 

Was auf den ersten Blick wie eine konsequente Parallelregelung zu § 71 i Abs. 2 aussieht, 

überzeugt nicht. Der Gesetzgeber will die Zentralisierung der Heizungsanlagen (bzw. An-

schluss an ein Wärmenetz) fördern. Deshalb gibt es die Regelungen in § 71 n Abs. 6, wonach 

die Beibehaltung mindestens einer Etagenheizung einen Beschluss mit doppelt qualifizierter 

Mehrheit erfordert. Bereits dieses Quorum wird dem bzw. der über 80jährigen Wohnungsei-

gentümer*in den Erhalt ihrer Etagenheizung erschweren. Entscheidet sich die WEG für die 

Zentralisierung, müssen die über 80jährigen Wohnungseigentümer*innen die Etagenheizung 

trotzdem entfernen – und sich auch anteilig an den Kosten der Zentralheizung beteiligen. 

Weder aus dem Wortlaut der § 71 l Abs. 2 und § 71 n Abs. 6 noch aus der Gesetzesbegrün-

dung ergibt sich, dass auch in diesen Fällen eine Ausnahme für über 80jährige Wohnungsei-

gentümer*innen gilt.  

 

Forderungen von WiE: 

• Bei einer Ausnahmeregelung dürfen die Wohnungseigentümer*innen gegenüber 

Hauseigentümer*innen nicht ausgeschlossen oder benachteiligt werden. Es muss 

eine Lösung für WEGs und ihre über 80jährigen Miteigentümer*innen bei der Zentra-

lisierung der Heizungsanlage gefunden werden.   

 

V. Zu § 71n – Verfahren für Gemeinschaften der Wohnungseigentümer 

Klare Vorgaben für die Gemeinschaften der Wohnungseigentümer (WEGs) sind gerade we-

gen der strukturbedingten langsameren Entscheidungsfindung erforderlich und werden be-

grüßt. Das gilt vor allem für die Vorgabe, dass WEGs mit Gasetagenheizungen die Bestands-

aufnahme zur Vorbereitung für die früher oder später notwendige Umstellung bereits in der 

1. Jahreshälfte 2024 angehen und abschließen sollen. Dieses Vorgehen spart Planungszeit, 

wenn die Umstellung dann z.B. wegen einer Havarie dringend in Angriff genommen werden 

muss.  
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Die konkrete Vorgehensweise ist jedoch in mehreren Punkten zu kritisieren. Es fehlen aller-

dings Vorgaben für die Rücklagenbildung und damit für einen Umstellungsplan.  Der Vorent-

wurf sah außerdem deutlich eigentümerfreundlichere und eigentümerschützende Rege-

lungen vor sowie konkrete Umsetzungsvorgaben für selbstverwaltende WEGs. Diese wur-

den gegenüber dem Vorentwurf vom 15.02.2023 bereits aus dem Referententwurf vom 

03.04.2023 entfernt. Trotz unserer Kritik am Referentenentwurf in unserer Stellungnahme 

vom 12.04.2023 ist der nun vorliegende Gesetzesentwurf bis auf unwesentliche sprachliche 

Anpassungen fast wortidentisch mit dem Referentenentwurf. Die umfassende Kritik bleibt 

bestehen und es muss am Gesetzesentwurf dringend nachgebessert werden. 

 

Die Kritikpunkte im Einzelnen: 

 

1. WiE begrüßt klare Fristenregelungen – allerdings fehlt eine Frist für die Entwicklung 

eines Umstellungsplans nebst Kosten- und Finanzierungsplan und dessen Integra-

tion in einen mittel- und langfristigen Erhaltungs- und Sanierungsplan  

WiE begrüßt den 5-schrittigen Ablaufplan zur Zusammentragung der Daten der Eta-

genheizungen für die WEG. Diese Informationsabfrage und -zusammenstellung sollte 

innerhalb von 8 Monaten zu leisten sein. Es ist den Eigentümer*innen als Betrei-

ber*innen der Etagenheizungen auch zumutbar, die Daten ihrer Heizungsanlagen bin-

nen 2 Monaten zusammenzustellen und an die WEG weiterzugeben. Ebenso ist es 

den Verwaltungen zuzumuten, die Daten in der vorgegebenen Zeit zusammenzutra-

gen und auszuwerten und den Wohnungseigentümer*innen zur weiteren Entschei-

dungsfindung zur Verfügung zu stellen. Wichtig und ggf. vorzugeben ist, dass die 

Verwaltungen die Datenblätter der einzelnen Wohnungen nicht einfach nur zusam-

menheften, sondern sie auch auswerten. Es wird insoweit auch ausdrücklich be-

grüßt, dass in § 71n Abs. 1 ein Auskunftsanspruch der WEG gegen den Bezirksschorn-

steinfegermeister enthalten ist.  

Der klare Ablaufplan für die Vorbereitungshandlungen wird von WiE befürwortet, der 

Ablaufplan insgesamt ist allerdings nicht weit genug fortgeschrieben. Alle weiteren 

Schritte – also die Planung eines Umsetzungskonzepts und seine Durchführung – sol-

len nach dem GEG-Referentenentwurf erst in Angriff genommen werden, wenn die 

erste Etagenheizung ausgetauscht werden soll. Erst dann ist unverzüglich eine (ggf. 

außerordentliche) Wohnungseigentümerversammlung einzuberufen und erst dann 

beginnt die Übergangsfrist von 3 Jahren gemäß § 71l Abs. 1. Solange keine Etagenhei-

zung ausgetauscht wird, muss sich die WEG also mit der Thematik „65% EE“ nach der 

Regelung im Entwurf nicht mehr beschäftigen. Zu befürchten steht, dass das Thema 

in vielen WEGs dann vertragt und „vergessen“ wird. Um dem vorzubeugen und die 

Wohnungseigentümer*innen vor dann „unerwarteten“, „überraschend“ hohen Kos-

ten und nicht finanzierbaren Sonderumlagen zu schützen, muss es im Referentenent-

wurf eine zeitliche Rahmenvorgabe geben, dass und bis wann WEGs bereits vor dem 
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ersten Heizungsausfall ein Umsetzungskonzept nebst Kosten- und Finanzierungs-

plan zu erstellen haben  – verbunden mit der  Abstimmung mit einem verbindlichen 

mittel- und langfristigen Sanierungs- und Erhaltungsplan.  

Begründung: Nicht wenige ältere WEGs verfügen über zu geringe Rücklagen. Die 

Wohnungseigentümer*innen müssen deshalb möglichst frühzeitig wissen, was für 

Kosten auf sie zukommen und somit die Möglichkeit erhalten, diese privat anzuspa-

ren oder in die WEG-Rücklage einzuzahlen - je nach der Beschlusslage, ob auf eine 

zentrale oder teilzentrale Heizungsanlage umgestellt oder das System der Etagenhei-

zungen beibehalten werden soll. Wird erst bei Umstellung der ersten Heizungsanlage 

ein Umstellungsplan entwickelt, kann die Ansparzeit zu kurz sein. Auch muss bedacht 

werden, dass die Umstellung auf ein anderes Heizsystem weitere energetische Sanie-

rungsmaßnahmen erforderlich macht wie z.B. den Einbau von Fenstern mit Wärme-

schutzverglasung oder die Dachdämmung o.a. Die planvolle durchdachte Kombina-

tion dieser Maßnahmen in einem Sanierungs- und Erhaltungsplan verbunden mit ei-

nem Kosten- und Finanzierungsplan erfordert es, bereits ab 2025 die Erstellung eines 

Heizungs-Umstellungs-Konzeptes anzugehen. Dafür sollten ebenfalls Fristen gesetzt 

werden – um die Beteiligten in die Pflicht zu nehmen und um sie vor unerwartet ho-

hen Kosten zu schützen. WiE schlägt hier eine Frist von 3 Jahren vor. Diese ist über-

schaubar und fordert gleichzeitig zum Handeln auf. 

 

Aus diesen Gründen hält Wie die Empfehlung der Ausschüsse des Bundesrats, das In-

krafttretens des Gesetzes auf den 01.01.2027 zu verschieben, für kontraproduktiv. 

Ein späteres Inkrafttreten würde nur dazu führen, dass in vielen WEGs die notwendi-

gen Gedanken über die Umsetzung verschoben werden mit dem Ergebnis, dass zu ei-

nem späteren Zeitpunkt WEGs erst Recht in Zugzwang geraten. Das muss vermieden 

werden.  

 

WiE hält es für erforderlich, dass bereits auf der ersten ordentlichen Eigentümerver-

sammlung nach der Erledigung der Vorbereitungshandlungen (§ 71n Abs. 1-3) die Er-

stellung eines Umsetzungskonzepts verpflichtend auf die Tagesordnung zu setzen ist.  

WiE hält eine Frist von 3 Jahren für die Ausarbeitung eines Heizungsumstellungsplans 

für ausreichend. Bei Technologie- und Marktveränderungen kann der Plan dann in 

den Folgejahren auch relativ schnell angepasst werden.  

Existiert ein Umstellungsplan, wenn die erste Etagenheizung ausgetauscht werden 

muss, kann die Umsetzung des Konzepts zügig und direkt erfolgen. 

 

WiE fordert seit Jahren, dass ins WEGesetz aufgenommen wird, dass jede WEG einen 

mittel- und langfristigen Erhaltungs- und Sanierungsplan inkl. Finanzierung erstellen 



 

 

 

      © 2023 Wohnen im Eigentum     Seite  11 von 19 

muss. In Anbetracht der zu erwartenden Kosten für die Umstellung der Heizung ne-

ben dem übrigen Erhaltungsbedarf, erlangt diese Forderung eine besonders hohe Be-

deutung.  

 

Forderungen von WiE:   

• Ab der ersten ordentlichen Eigentümerversammlung nach dem 31.08.2024 muss 

die künftige Umsetzung der 65%-EE-Anforderungen verpflichtend auf die Tages-

ordnung jeder Versammlung gesetzt werden. 

• Für WEGs sollte bereits ab 2025 die Erstellung eines mittel- und langfristigen Er-

haltungs- und Sanierungsplans inkl. Finanzierung verpflichtend werden und ins-

besondere für die Erstellung des Heizungsumstellungsplans ein Zeitraum von 3 

Jahren vorgegeben werden. 

• Der Heizungsumstellungsplan muss mit einem verbindlichen Sanierungs- und Er-

haltungsplan mit Kostenschätzung und Finanzierungsplan abgestimmt werden. 

Diese Forderung sollte entweder ins Wohnungseigentumsgesetz aufgenommen 

oder im GEG gefordert werden.  

 

2. Direkte Verpflichtung der Verwaltung wurde gestrichen – zum Nachteil der einzel-

nen Wohnungseigentümer*innen 

Im Vorentwurf wurden die Verwaltenden unmittelbar als Verpflichtete bezeichnet. 

Die Verwaltenden sollten bis zum 31.03.2024 von den Wohnungseigentümer*innen 

Informationen über deren Etagenheizungen abfragen und nach Erhalt binnen eines 

Monats3 allen Eigentümer*innen in konsolidierter Form zur Verfügung zu stellen.  

 

Bedeutsam und vorausschauend war auch die Regelung in Abs. 9 des Vorentwurfs, 

wonach die Verwaltenden von ihren Pflichten zur Bestandsaufnahme nicht gemäß § 

27 Abs. 2 WEGesetz entbunden werden konnten.  

 

Alle diese Regelungen sind nun im aktuellen Entwurf nicht mehr enthalten. Stattdes-

sen werden alle Aufgaben und Verantwortungen der WEG zugewiesen4.  

Für die Wohnungseigentümer*innen (und für die Umsetzung der Klima- und Energie-

wende) ist es allerdings von überragender Bedeutung, dass die Verwaltungen ihre 

Aufgaben wahrnehmen und dazu auch durch einzelne, engagierte Eigentümer*innen 

unmittelbar angehalten werden können, falls diese nicht aktiv werden. Dies ist nach 

dem derzeitigen Wohnungseigentumsgesetz in bestimmten WEGs nur über Umwege 

und zeit- und kostenaufwendig möglich.  

Nach dem derzeitigen WEGesetz ist in schwierigen WEG-Situationen nur ein „Spiel 

über Bande“, also über Umwege, möglich:  

 
3 Diese Fristen waren aus Sicht von Wohnen im Eigentum e.V. allerdings zu kurz angesetzt. 
4 mit Ausnahme der Ladung zu einer außerordentlichen Versammlung – hier ergibt sich die Pflicht des Verwal-

tenden aber ohnehin aus § 24 Abs. 1 WEGesetzes 
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Nach dem aktuellen GEG-Entwurf ist die WEG verpflichtet, die vorbezeichnete 

Bestandsaufnahme durchzuführen. Da es sich um eine gesetzliche Pflicht han-

delt, entspricht ihre Einhaltung ordnungsmäßiger Verwaltung, auf die jede*r 

Wohnungseigentümer*in einen Anspruch hat. Wird diese Pflicht von der Ver-

waltung nicht erfüllt, muss die WEG die Verwaltung dazu anweisen. Wer soll 

diese Aufgabe initiieren?  Solange einzelne Eigentümer*innen kein Recht ha-

ben, darauf hinzuwirken, dass die Verwaltung aktiv wird, können nach derzei-

tiger Gesetzeslage der Verwaltung Anweisungen nur über die Eigentümerver-

sammlung erteilt werden. Der oder die Beiratsvorsitzende ist zwar gemäß § 9a 

WEG der oder die gesetzliche Vertreter*in der WEG gegenüber der Verwal-

tung, hat aber nach ganz überwiegender Auffassung in der Rechtsliteratur 

ebenfalls keine Weisungskompetenz gegenüber der Verwaltung. Im Unklaren 

über ihre Rechte und Pflichten werden sich Beiratsvorsitzende darauf be-

schränken, einen entsprechenden TOP auf die Tagesordnung der nächsten Ver-

sammlung setzen zu lassen.  

Reagiert die Verwaltung darauf nicht, setzt also keinen TOP auf die Tagesord-

nung, müsste die WEG zunächst eine Entscheidung über das Vorgehen gegen-

über der Verwaltung beschließen, ggf. müsste die WEG die Verwaltung im 

Wege einer Leistungsklage zur Durchführung der Bestandsaufnahme zwingen. 

Zwar könnte die WEG eine „untätige“ Verwaltung auch abberufen. Das hilft 

aber bei der Umsetzung der gesetzlichen Pflichten nicht weiter – beschleunigt 

wird dadurch nichts, im Gegenteil. 

Noch langwieriger wird es, wenn sich für ein Vorgehen gegen die Verwaltung 

in der WEG keine Mehrheit findet, weil möglicherweise ein erheblicher Teil der 

Eigentümer*innen selbst wenig Interesse an einer schnellen Umsetzung hat. 

Dann müssen nach derzeitiger Gesetzeslage einzelne Eigentümer*innen die 

WEG verklagen5.  Stimmt das Gericht ihrer Klage zu, muss die WEG handeln 

und ggf. die Verwaltung anweisen und bei weiterem Nichtstun verklagen.  

Fazit von WiE: Dieses Spiel über Bande wird kein Weg sein, um die Wärme-

wende zu beschleunigen! 

Die Energiewende wäre deutlich einfacher umzusetzen, wenn es im GEG einen 

Rechtsanspruch der einzelnen Wohnungseigentümer*innen zur Umsetzung der Hei-

zung direkt gegen den Verwaltenden gäbe. 

 

 
5 Dann mag man sich vor Gericht mit der Frage auseinandersetzen, ob es sich bei dem Pflichtenkatalog gemäß § 
71n Abs. 1-3 GEG-Entwurf um vertretbare oder unvertretbare Handlungen handelt und wie die Vollstreckung 

erreicht werden kann.  
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Dieselben Überlegungen gelten erst Recht bei der komplexeren Aufgabe der Erstel-

lung (bzw. Beauftragung der Erstellung) eines Umsetzungskonzepts und seiner Durch-

führung, siehe Punkt 1. 

Zu kritisieren ist auch der Wegfall der zuvor beabsichtigten Ausnahmeregelung, wo-

nach die Rechte und Pflichten des Verwaltenden nicht durch Beschluss der WEG ge-

mäß § 27 Abs. 2 WEGesetz begrenzt werden dürfen. § 27 Abs. 1 WEGesetz regelt die 

Fälle, in denen die Verwaltung ohne Beschluss handeln darf bzw. handeln muss (Eil-

maßnahmen, behördliche Fristen). Der Umfang dieser Handlungsbefugnis kann durch 

Beschluss der WEG gemäß § 27 Abs. 2 erweitert oder beschränkt werden. Es wäre 

denkbar, dass ein Beschluss – unabhängig ob initiiert von der Verwaltung oder Mitei-

gentümer*innen - gefasst wird, wonach die Verwaltung die in den § 71n Abs. 1-3 vor-

gesehenen Maßnahmen nicht treffen soll.  

 

Forderungen von WiE: 

• Wohnungseigentümer*innen müssen einen Rechtsanspruch gegenüber ihren 

Verwaltungen haben: 

▪ auf Durchführung der Vorbereitungsmaßnahmen gemäß § 71n Abs. 1-

3 GEG-Entwurf zur Einberufung der außerordentlichen Versammlung, 

▪ auf Erarbeitung eines Umsetzungskonzepts und  

▪ auf Umsetzung des Konzepts nach Beschlussfassung. 

• Verwaltungen können von diesen Pflichten nicht gemäß § 27 Abs. 2 WEGesetz 

befreit werden. 

 

3. Selbstverwaltende WEGs müssen die Umstellung selbst organisieren können  

Der Vorentwurf sah eine Sonderregelung für verwalterlose WEGs vor. Danach konn-

ten der oder die Verwaltungsbeiratsvorsitzende, seine Vertreter*in oder eine durch 

Beschluss ermächtigte Eigentümer*in die sonst einen Verwaltenden gemäß dieser 

Vorschrift zugewiesenen Aufgaben übernehmen. Diese Regelung ist im aktuellen Ent-

wurf gestrichen worden. Nach dem derzeitigen Gesetz muss eine sich selbst verwal-

tende WEG entweder einer oder eine Miteigentümer*in zum Verwaltenden bestel-

len, dann hat diese Person alle weiteren WEG-Verwaltungsaufgaben auch zu erfüllen 

oder die WEG wird gemeinschaftlich durch ausnahmslos alle Wohnungseigentü-

mer*innen gegenüber Dritten (Handwerkern, Beratern etc.) vertreten.  Beides ist für 

selbstverwaltende WEGs ein Problem, da sich oft kein*e Eigentümer*in bereit er-

klärt, die Verwaltung zu übernehmen, andererseits aber die gemeinschaftliche Ver-

tretung durch alle Eigentümer*innen aufwendig, langsam und kompliziert ist. 

 

WiE fordert die Wiederaufnahme der ursprünglich im Vorentwurf enthaltenen Rege-

lung. Denn sie erleichtert es engagierten Wohnungseigentümer*innen in selbstver-

waltenden WEGs die Energie- und Klimawende voranzubringen, indem auf freiwilli-

ger Basis zumindest ein Teil der Maßnahmen übernommen werden kann.  
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Zwar werden einzelne Eigentümer*innen (ebenso wie Verwaltungen) mit der Erstel-

lung eines Umsetzungskonzepts überfordert sein, damit müssen ggf. Energiebera-

tende oder sogar Heizungsingenieure beauftragt werden. Die in den Absätzen 1 bis 3 

bezeichneten Vorbereitungsmaßnahmen könnten diese Miteigentümer*innen aber 

übernehmen. Das gilt insbesondere dann, wenn sie den Anspruch gegenüber dem 

Bezirksschornsteinfegermeister gemäß § 71n Abs. 1 GEG-Entwurf (Informationen aus 

dem Kehrbuch) für die WEG geltend machen könnten, d.h. ein*e einzelne*r Eigentü-

mer*in gegenüber dem Schornsteinfeger die Auskunft für die Gemeinschaft erhalten 

kann, ohne sich zuvor von allen anderen Eigentümer*innen eine Vollmacht für die 

Auskunftserteilung besorgen zu müssen.  

 

WiE hat wiederholt kritisiert, dass die Selbstverwaltung der WEG durch das WEMoG 

in 2020 erheblich erschwert worden ist.  Zur Dynamisierung des Nachhaltigkeitspro-

zesses bzw. zur Mobilisierung der Wohnungseigentümer*innen ist es erforderlich, 

die Selbstverwaltung der Wohnungseigentümer*innen für die Energie- und Klima-

wende zu stärken. 

 

Ein weiterer positiver Effekt: Eine WEG, die Anfang 2024 keine Verwaltung hat, wäre 

dann in der Lage, die Vorbereitungshandlungen intern, also unter den Miteigentü-

mer*innen zu delegieren, damit Verzögerungen bis zur Bestellung einer neuen Ver-

waltung vermieden werden. Kleine WEGs haben deutliche Probleme, eine Verwal-

tung zu finden und zu bestellen. Die Bestellung einer neuen externen Verwaltung 

wird mit den mit dem GEG hinzukommenden Aufgaben zur WEG-Verwaltung noch 

verstärkt werden.  

 

Forderungen von WiE: 

• In verwalterlosen WEGs: Regelung zu Außenkompetenz des Verwaltungsbeirats-

vorsitzenden oder Vertreters für die Maßnahmen gem. § 71n, zu denen sonst nur 

ein bestellter Verwaltender verpflichtet wäre, wieder aufnehmen. 

• In verwalterlosen WEGs: Einrichten einer Beschlusskompetenz zur Ermächtigung 

eines oder einer Eigentümer*in für die Maßnahmen gem. § 71n, zu denen sonst 

die Verwaltung verpflichtet wäre. 

 

4. WiE begrüßt, dass teil-zentrale Lösungen in WEGs möglich bleiben! Das Quorum zur 

Beibehaltung von Etagenheizungen erfordert aber eine Sonderregelung 

Gemäß § 71l Abs. 2 ist es Gebäudeeigentümer*innen (WEGs sind hier nicht ausdrück-

lich genannt) möglich, die Wohnungen in dem Gebäude teilweise dezentral und teil-

weise durch eine Zentralheizung beheizen zu lassen, solange alle Anlagen die 65%-EE-

Anforderung erfüllen. Aus der Begründung (S. 153) ergibt sich, dass diese Vorgehens-
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weise auch für WEGs bestehen soll, da die Kostentragungsregelungen für WEGs aus-

führlich dargestellt sind.  Allerdings fehlt in § 71n eine ausdrückliche Bezugnahme auf 

§ 71l Abs. 2. Eine klarstellende Bezugnahme wäre sinnvoll.  

 

WiE befürwortet, dass auch in WEGs flexible Alternativen gestattet sein sollten und 

zwar aus zwei Gründen: 

 

a) Zum einen können einzelne Eigentümer*innen als Vorreiter die Anforderungen 

früher als gesetzlich vorgesehen erfüllen, indem sie eine innovative Heizungsan-

lage installieren. Dann sollten sie nicht gezwungen werden, sich einer zentralen 

Lösung anzuschließen. Das schreckt ab und ist kontraproduktiv. Es sollte ihnen zu-

mindest die Möglichkeit eröffnet werden, durch Erreichen der doppelt qualifizier-

ten Mehrheit (Quorum) eine Ausnahme für ihre Etagenheizung zu erwirken. 

b) Zum anderen kann es für WEGs, zu denen mehrere sehr unterschiedliche Ge-

bäude gehören (Mehrhausanlagen), sowohl technisch als auch wirtschaftlich sinn-

voll sein, verschiedene Lösungen zu entwickeln. Ein Beispiel:  

 

Eine WEG besteht aus einem 10stöckigen Haus mit 30 Wohneinheiten und einem 

Bungalow – ehemalige Garage – mit einer Wohneinheit, der bisher mit einer eige-

nen Heizungstherme beheizt wurde. Es sollte in solchen Fällen gestattet sein, dass 

der Bungalow weiter dezentral beheizt werden kann und eine Zentralheizung nur 

für das 4stöckige Haus installiert wird. 

 

Gemäß § 71n Abs. 6 kann die Beibehaltung „mindestens einer Etagenheizung“ nur 

mit zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und der Hälfte der Miteigentumsanteile 

beschlossen werden. Es besteht keine prinzipielle Kritik an der Begünstigung der 

Zentralisierung der Wärmeversorgung durch dieses verschärfte Abstimmungserfor-

dernis. 

Sinnvoll wäre aber für Mehrhausanlagen mit Untergemeinschaften eine Klarstel-

lung: Soweit aufgrund der Regelungen in der Gemeinschaftsordnung in rechtlich zu-

lässiger Weise Untergemeinschaften über Erhaltungsmaßnahmen entscheiden dür-

fen, kommt es auf das Quorum in der jeweiligen Untergemeinschaft an. 

Forderungen von WiE:   

• Den einzelnen Wohnungseigentümer*innen muss die Alternative offenstehen, 

sich auch für eine teil-zentrale Umsetzung der 65%-EE-Vorgabe zu entscheiden, 

um den Prozess zur Erfüllung der 65%-EE-Anforderungen voranzubringen. 

• Bei großen WEGs mit Untergemeinschaften und Mehrhausanlagen sollte klarge-

stellt werden, dass das gesetzliche Quorum nicht die Regelungen in der Teilungs-

erklärung/Gemeinschaftsordnung ersetzen soll. D.h. wenn eine Untergemein-

schaft gemäß der Gemeinschaftsordnung über bauliche Veränderungen in „ih-

rem“ Gebäude selbständig entscheiden kann, soll das weiterhin möglich bleiben 
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– es kommt dann auf eine 2/3-Mehrheit und die Hälfte der Miteigentumsan-

teile bezogen auf dieses Gebäude an. 

 

5. WiE begrüßt die Kostentragungsregeln, § 71n Abs. 7 

Die Kostentragungsregeln sind im Wesentlichen durchdacht und nachvollziehbar:  

 

Nach dieser Vorschrift sollen die Kosten für die Umstellung auf eine zentrale Hei-

zungsanlage von denjenigen Wohnungseigentümer*innen getragen werden, die an 

die Anlage angeschlossen werden – und das nach Miteigentumsanteilen. Das ent-

spricht dem Gedanken der baulichen Veränderungen gemäß § 21 Abs. 1 WEGesetz: 

Diejenigen, die nutzen, sollen die Kosten tragen.  

Im Fall einer vollständigen Umstellung von dezentraler Versorgung auf zentrale Ver-

sorgung, ergibt sich diese Kostenverteilung auch unmittelbar aus dem WEGesetz.  

 

Es wird begrüßt, dass sich der Entwurf auch mit den anderen denkbaren Fällen ausei-

nandersetzt. Dieselbe Kostenfolge soll auch dann gelten, wenn ein zuvor dezentral 

versorgtes Gebäude künftig ganz oder teilweise zentral versorgt werden soll (Teil-

zentralisierung) oder eine teilweise zentrale Versorgung und teilweise dezentrale 

Versorgung besteht und an die neu installierte zentrale Heizungsanlage nun weitere 

zuvor dezentrale versorgte Wohnungen angeschlossen werden sollen (Mehrzentrali-

sierung). In beiden Fällen ist es sachgerecht, die Kosten nach Miteigentumsanteilen 

zu verteilen. 

 

Ebenfalls wird die Regelung in § 71n Abs. 7 Satz 2 begrüßt, mit der der WEG die Mög-

lichkeit eröffnet wird, über die Kosten von Maßnahmen im Sondereigentum einen 

Beschluss zu fassen. Damit wird der WEG eine höhere Flexibilität bei der Kostenver-

teilung ermöglicht und möglichen Sonderregelungen in der Teilungserklärung/Ge-

meinschaftsordnung Rechnung getragen, wonach Leitungen und Heizkörper dem 

Sondereigentum zugewiesen sind. 

 

Die Regelung in § 71n Abs. 7 Satz 3, wonach diejenigen Wohnungseigentümer*innen, 

die zuvor dezentral versorgt wurden, für den Anschluss an eine vorhandene Zentral-

heizung einen Ausgleich zahlen sollen, ist vom Ansatz her nachvollziehbar. Die Be-

rechnung seiner Höhe (Restwert?) dürfte aber schwierig werden. Soweit Kosten z.B. 

für zusätzliche Rohrverlegungen zu den neu anzuschließenden Wohnungen abgrenz-

bar sind, mag das zwar einfacher möglich sein, dürfte aber in der WEG erhebliches 

Streitpotential erzeugen.  

 

Der Verweis in § 71n Abs. 7 Satz 4 auf § 16 Abs. 2 Satz 2 WEGesetz wird ebenfalls 

ausdrücklich begrüßt. Damit wird den Eigentümer*innen ermöglicht, auch von einer 

in der Teilungserklärung/Gemeinschaftsordnung vereinbarten Kostenverteilung 
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durch Beschluss abzuweichen. Die Eigentümer*innen erhalten dadurch maximale Fle-

xibilität bei der Kostenverteilung. Allerdings löst auch diese Möglichkeit nicht die Be-

nachteiligung der über 80jährigen Eigentümer*innen, da sich ein Anspruch auf eine 

Beschlussfassung, mit der diese Personen von der Kostentragung zu befreien wären, 

aus der Bezugnahme auf § 16 Abs. 2 Satz 2 WEGesetz nicht ableiten lässt.  

 

6. Keine Regelung für Verfahren in WEGs ohne Etagenheizungen 

§ 71n findet ausschließlich auf WEGs mit mindestens einer Etagenheizung Anwen-

dung. Diese WEGs sind vor besondere Herausforderungen gestellt.  

 

Aber auch WEGs, in denen alle Wohnungen über eine zentrale Heizungsanlage ver-

sorgt werden, müssen sich der Umstellung auf 65%-EE stellen. Aufgrund der langsa-

meren Entscheidungsfindung in WEGs sollte deshalb nicht nur für WEGs mit Etagen-

heizzungen ein mittel- und langfristiger Erhaltungs- und Sanierungsplan inkl. Finan-

zierung verpflichtend werden (siehe Punkt 1). Bei allen WEGs stellt sich die Frage, auf 

welche Weise die 65%-EE-Anforderung erfüllt werden sollen und muss mit der Pla-

nung möglichst frühzeitig begonnen werden, damit die Eigentümer*innen – z.B. im 

Fall einer Heizungshavarie – schneller reagieren können und insb. die Finanzierung 

der Heizungsumstellung nicht erst dann thematisiert wird. 

 

Zu § 102 – Befreiungen 

Gemäß § 102 GEG können die nach Landesrecht zuständigen Behörden Eigentümer*innen 

von den Anforderungen dieses Gesetzes befreien. WiE begrüßt, dass der Entwurf diese allge-

meine Härtefallklausel im Hinblick auf die Erfüllung der 65%-EE-Anforderungen konkretisiert. 

Danach wird ein Härtefall auch dann angenommen, wenn die Investitionen nicht in einem 

angemessenen Verhältnis zum Ertrag oder zum Wert des Gebäudes stehen. Die Preisent-

wicklung für Energie als ergänzendes Kriterium heranzuziehen, ist sinnvoll. In solchen Fällen 

müssen die Eigentümer*innen ihr Heizungssystem nicht umrüsten.  

Ebenfalls befürwortet wird die Ergänzung in § 102 Abs. 5, wonach Gebäudeeigentümer*in-

nen, die einkommensabhängige Sozialleistungen beziehen, von den Anforderungen nach § 

71 auf Antrag zu befreien sind. Allerdings stellt sich hier wieder die Frage: Gilt das auch für 

Wohnungseigentümer*innen und welche Folge hat das auf die Kostentragungspflicht im 

Innenverhältnis der WEG? Müssen dann die Miteigentümer*innen den Kostenanteil des So-

zialleistungsbeziehenden übernehmen? Diese gesetzliche Regelung ist – ebenso wie die Aus-

nahmeregelung für über 80jährige – nicht „zu Ende gedacht“. Anzunehmen ist auch, dass die 

Wohnungseigentümer*innen hier „übersehen oder vergessen“ wurden.  

 

Darüber hinaus sollte der Härtefall nicht allein an den Investitionskosten, dem Ertrag und 

dem Gebäudewert bemessen werden. Es muss auch die finanzielle Leistungsfähigkeit der Ei-

gentümer*innen berücksichtigt werden. Dies wird für Bezieher*innen von Sozialleistungen 
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getan (s.o.), es wird aber vermutlich nicht wenig Fälle geben, in denen Wohnungseigentü-

mer*innen keine Sozialleistungen erhalten, aber trotzdem nicht so finanzstark sind, die Kos-

ten für den Austausch der Heizungsanlage zu tragen.  

 

Ein Beispiel: Ein über 70jähriger ehemals Selbständiger, der keine Rente erhält, hat 

sich zur Altersvorsorge drei Eigentumswohnungen gekauft. In einer wohnt er, von den 

Mieteinnahmen der zwei anderen Eigentumswohnungen finanziert er seinen Lebens-

unterhalt. Ggf. müsste er eine Wohnung verkaufen, um die Heizungsumstellung in 

den anderen Wohnungen zu finanzieren. Dann stellt sich die Frage, ob seine Verkaufs-

erlöse und künftigen (reduzierten) Mieteinnahmen ausreichen, um den bisherigen Le-

bensstandard zu halten.   

  

Forderungen von WiE: 

• Auch Wohnungseigentümer*innen, die Sozialleistungen beziehen, müssen die Härte-

fallregelungen in Anspruch nehmen können. 

• Wohnungseigentümer*innen, die zwar keine Sozialleistungen erhalten, aber trotz-

dem nicht so finanzstark sind, dass sie ihren Heizungsanteil zahlen können, benötigen 

Zuschüsse, zinsgünstige Kredite und passende Beratungsangebote. 
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